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Demokratie und der Initiative der Werktätigen auf 
den Baustellen und in den Betrieben des Bauwesens, 
ist wirksamer zu unterstützen.
Die Ständigen Produktionsberatungen sind so zu 
fördern, daß sie zu einer Hauptform der Verwirk­
lichung des Rechtes der Werktätigen auf die un­
mittelbare Mitwirkung an der Leitung der sozialisti­
schen Produktion und des Staates werden. Sie sind 
Schulen der sozialistischen Erziehung, die die Fähig­
keiten und Talente der Werktätigen des Bauwesens 
entwickeln helfen, ihre aktive Teilnahme, insbeson­
dere an der Ausarbeitung, Vervollkommnung und 
Durchführung des Planes „Neue Technik“ sichern 
und dadurch ihre Hauptanstrengungen auf die stän­
dige Steigerung der Arbeitsproduktivität, die Sen­
kung der Selbstkosten und die Erhöhung der Quali­
tät lenken. Die Ständigen Produktionsberatungen 
und ihre Ausschüsse kontrollieren, daß die Betriebs­
leiter, Bauleiter und Meister die Arbeitervorschläge 
beachten und verwirklichen.
Über die Arbeit in den Ständigen Produktionsbera­
tungen hinaus ist die Mitwirkung der Werktätigen 
an der Leitung der sozialistischen Produktion durch 
die weitere Entwicklung der sozialistischen Gemein­
schaftsarbeit sowie die Förderung und Unterstützung 
der Kollektive der sozialistischen Arbeit, der Neuerer- 
und Rationalisatorenbewegung und anderer viel­
fältiger Formen im sozialistischen Wettbewerb zu 
sichern.

I.
Die Vervollkommnung der Planung und die umfassende 
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1. Im Perspektivplan der Volkswirtschaft, Teil Bau­
wesen, ist die proportionale Entwicklung der Bau- 
und Montagekapazitäten und der Vorfertigungsindu­
strie sowie der anderen Zweige der Baumaterialien­
industrie zu gewährleisten. Für die Bau- und 
Montageindustrie sind langfristige Programme zur 
Entwicklung des Industriebaues, des Landwirt­
schaftsbaues, des komplexen Wohnungsbaues, des 
Gesellschaftsbaues und für die Erhaltung und Moder­
nisierung der Bausubstanz auszuarbeiten.
Die langfristige Planung der Investitionsbauvor­
haben und die Aufteilung ihres Umfangs für die 
gesamte Bauzeit und für die einzelnen Planjahre ist 
entsprechend der Verordnung vom 26. Juli 1962 über 
die Planung, Vorbereitung und Durchführung der 
Investitionen (GBl. II S. 481) als wichtige Voraus­
setzung für die Kontinuität der Jahrespläne durch­
zuführen. Es ist eine neue Methodik für die Planung 
von Investitionsvorhaben auszuarbeiten. Dabei ist 
davon auszugehen, daß die bereits langfristig bestä­
tigten Bauvorhaben von den im Planjahr neu zu be­
ginnenden Vorhaben getrennt ausgewiesen werden.
In der Baumaterialienindustrie ist die langfristige 
Planung nach Erzeugnisgruppen vorzunehmen.
Das Ministerium für Bauwesen hat in Zusammen­
arbeit mit den WB, den Bezirksbauämtern und der 
Deutschen Bauakademie auf der Grundlage der 
Direktiven und Orientierungsziffern der Staatlichen 
Plankommission, insbesondere einer klaren volks­
wirtschaftlichen Aufgabenstellung, die Perspektiv­
planvorschläge für den Industriebau, den Landwirt­
schaftsbau, den Wohnungsbau und Gesellschaftsbau, 
für die Erhaltung der Bausubstanz sowie für die 
Baumaterialienindustrie auszuarbeiten.

Zur Ausarbeitung und ständigen Vervollkommnung 
des Perspektivplanes sind im Ministerium für Bau­
wesen, in den WB und Bezirksbauämtern Perspek­
tivplangruppen zu bilden, die mit der Staatlichen 
Plankommission entsprechend den geltenden Bestim­
mungen eng Zusammenarbeiten.

2. Das Ministerium für Bauwesen arbeitet auf der 
Grundlage des Perspektivplanes, der Direktiven und 
Orientierungsziffern der Staatlichen Plankommission 
den bilanzierten Jahresplan in allen seinen Teilen 
aus.
Es führt die notwendigen Abstimmungen mit dem 
Volkswirtschaftsrat, dem Landwirtschaftsrat beim 
Ministerrat der Deutschen Demokratischen Republik, 
dem Ministerium für Verkehrswesen und anderen 
zentralen staatlichen Organen sowie mit den Räten 
der Bezirke durch.
Der Jahresplan des Bauwesens umfaßt die Jahres­
baubilanz und alle Teilpläne, darunter den Plan der 
Bau- und Montageproduktion für den Industriebau, 
Landwirtschaftsbau, komplexen Wohnungsbau und 
Gesellschaftsbau sowie den Verkehrsbau unterglie­
dert nach Objekten und Terminen, den Plan der Er­
haltung der Bausubstanz, den Plan der Baumate­
rialienindustrie, den Plan Forschung und Entwick­
lung, den Plan der bautechnischen Projektierung 
und den Plan der Baumechanisierung einschließlich 
des technologischen Transportes.

3. Die Baubilanzierung als wichtiger Teil der Jahres­
planung ist zu vervollkommnen. Zur Herstellung 
enger Beziehungen zwischen den Investitionsträgern, 
den Projektierungs-, Bau- und Montagebetrieben 
sowie zwischen ihren übergeordneten Organen ist 
dem Ministerium für Bauwesen, den Bezirks- und 
Kreisbauämtern und den Bau- und Montagekombi­
naten die Baubilanzierung zu übertragen.
Ausgehend von der durch die Staatliche Plankom­
mission auszuarbeitenden langfristigen Baubilanz 
muß mit Hilfe der Jahresbaubilanzierung die Kon­
zentration der Investitionsvorhaben, die Abstimmung 
der Fertigstellungstermine mit den Erfordernissen 
der komplexen Fließfertigung, die kontinuierliche 
Auslastung der planmäßig benötigten spezialisierten 
Produktionskapazitäten erfolgen, um die Überein­
stimmung zwischen dem Investitionsplan und dem 
Plan der Bau- und Montageproduktion zu sichern. 
Das Ministerium für Bauwesen arbeitet die Jahres­
baubilanz für den Industriebau in Abstimmung mit 
dem Volkswirtschaftsrat aus, das Ministerium für 
Verkehrswesen für den Verkehrsbau, die Bezirks­
bauämter für den Landwirtschaftsbau und den 
Wohnungsbau sowie für den Gesellschaftsbau. Die 
Kreis- und Stadtbauämter stellen die Baubilanz für 
die Erhaltung der Bausubstanz auf.
Das Ministerium für Bauwesen faßt die Baubilanzen 
zur Gesamtjahresbaubilanz der Republik zusammen 
und übergibt sie der Staatlichen Plankommission.

4. Die Realität der Jahrespläne ist durch die allseitige 
Bilanzierung der materiellen Fonds nachzuweisen. 
Im Plan der Bau- und Baumaterialienproduktion 
sind Kapazitätsreserven und finanzielle Reserven 
vorzusehen. Diese Reserven sollen dazu dienen, 
zwingend notwendige zusätzliche Aufgaben im Ver­
lauf eines Planjahres zu lösen sowie operative Maß­
nahmen zur Sicherung der staatlichen Aufgaben und 
zur Erhöhung des Nutzeffektes der Produktion zu 
ermöglichen. Die Reserven sind mit den Plänen zu


